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Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 

Senatskanzlei, PL 30, Postfach 10 55 20, D - 20038 Hamburg 

Hamburgisches Verfassungsgericht 

Sievekingplatz 2 

20355 Hamburg 

Antrag 

Hamburg, den 23. April 2020 

In der Verfassungsrechtssache nach Artikel 65 Absatz 3 Nummer 5 der Verfas­

sung der Freien und Hansestadt Hamburg,§ 14 Nummer 5 des Gesetzes über 

das Hamburgische Verfassungsgericht sowie § 26 Absatz 1 Nummer 1 des 

Volksabstimmungsgesetzes 

mit den Beteiligten 

1. Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, 

vertreten durch seinen Präsidenten, 

Herrn Ersten Bürgermeister Dr. Peter Tschentscher, 

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg, 

- Antragsteller und Beteiligter zu 1 -

Verfahrensbevollmächtigter: 

Herr Staatsrat Jan Pörksen 
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2. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 

vertreten durch ihre Präsidentin, Frau Abgeordnete Carola Veit, 

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg, 

- Beteiligte zu 2 -

3. Initiatoren der „Volksinitiative für ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schul-. 

denbremse aus der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg", 

handelnd durch die Vertrauenspersonen 

a) Herrn Elias Gläsner   

b) Frau Svenja Horn  

c) Herrn Andreas Scheibner,  

- Beteiligte zu 3 -

zeigt der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg unter Verweis auf die als 

Anlage ASt 1 

beigefügte Vollmacht an, dass er in dieser Verfassungsrechtssache durch den 

Unterzeichner vertreten wird und beantragt, 

festzustellen, dass das am 25. März 2020 beantragte Volksbegehren „für 

ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der Ver­

fassung der Freien und Hansestadt Hamburg" nicht durchzuführen ist. 
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Begründung 

A. Sachverhalt 

Der Antragsteller begehrt die Feststellung, dass das am 25. März 2020 beantragte Volks­

begehren „für ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der Verfas­

sung der Freien und Hansestadt Hamburg" nicht durchzuführen ist, da es mit höherrangigem 

Recht nicht vereinbar ist und die Grenzen des Artikels 50 der Verfassung der Freien und 

Hansestaqt Hamburg vom 6. Juni 1952 (HmbGVBI. S. 117, zuletzt geändert am 20. Februar 

2020, HmbGVBI. S. 145, hiernach: HV) nicht wahrt. 

1. Finanzverfassungsrechtlicher Hintergrund 

Im Rahmen der Föderalismusreform II wurde durch das Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. 1 

S. 2248) mit Wirkung vom 1. August 2009 der Artikel 109 Absatz 3 des Grundgesetzes für 

die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBI. S. 1, zuletzt geändert am 

15.11.2019, BGBI. 1 S.1546, hiernach: GG) wie folgt neu gefasst: 

Artikel 109 

(3) 1Die Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten aus­

zugleichen. 2Bund und Länder können Regelungen zur im Auf- und Abschwung symmetrischen 

Berücksichtigung der Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Ent­

wicklung sowie eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsitua­

tionen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich be­

einträchtigen, vorsehen. 3Für die Ausnahmeregelung ist eine entsprechende Tilgungsregelung 

vorzusehen. 4Die nähere Ausgestaltung regelt für den Haushalt des Bundes Artikel 11.5 mit der 

Maßgabe, dass Satz 1 entsprochen ist, wenn die Einrahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert im 

Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht überschreiten. 5Die nähere Ausgestaltung 

für die Haushalte der Länder regeln diese im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenzen 

mit der Maßgabe, dass Satz 1 nur dann entsprochen ist, wenn keine Einnahmen aus Krediten 

zugelassen werden. 

Die Regelungen in Artikel 109 Absatz 3 GG bilden zusammen mit Artikel 115 Absatz 2 GG, 

der nur für den Bund gilt, und der Übergangsregelung in Artikel 143d Absatz 1 Satz 3 GG 

das Herzstück eines Reformvorhabens, mit dem die Staatsverschuldung im Bund und in 

den Ländern verfassungsrechtlich begrenzt werden soll. 
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Zur Umsetzung dieser Vorgaben in der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 

wurde durch das dreizehnte Gesetz zur Änderung der Verfassung der Freien und Hanse­

stadt Hamburg vom 19. Juni 2012 (HmbGVBI. S. 253) der folgende Artikel 72a HV mit Wir­

kung vom 4. Juli 2012 in die Verfassung eingefügt: 

Artikel 72a 

1Ab dem Haushaltsjahr 2013 sind die jährlichen Haushaltspläne so aufzustellen, dass spätestens 

mit Ablauf des Haushaltsjahres 2019 die Vorgaben des Artikel 72 Absätze 1 bis 4 in der am 

1. Januar 2020 geltenden Fassung erfüllt werden. 2Hierfür ist in den Haushaltsplänen ein kontinu­

ierlicher, möglichst gleichmäßiger Abbau des strukturellen Defizits vorzusehen. 3Zur Sicherstel­

lung der in Satz 1 genannten Vorgaben soll bereits im Haushaltsjahr 2019 eine Nettokreditauf­

nahme vermieden werden. 41n den Jahren 2013 bis 2018 ist eine Verminderung der Nettokredit­

aufnahme anzustreben. 5Das Gesetz regelt das Nähere, insbesondere im Hinblick auf eine diese 

Zielsetzungen berücksichtigende Finanzplanung mit gesetzlich festgelegten Ausgabenobergren-

zen. 

Durch die Verfassungsänderung erhielt ferner Artikel 72 HV mit Wirkung vom 1. Januar 2020 

die folgende Fassung: 

Artikel 72 

(1) Einnahmen urid Ausgaben sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. 

(2) 1Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung kann von Absatz 1 

abgewichen werden. 21n diesem Fall sind die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und Ab­

schwung symmetrisch zu berücksichtigen. 

(3) 1 Bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle der 

Freien und Hansestadt Hamburg entziehen und deren Finanzlage erheblich beeinträchtigen, kann 

von Absatz 1 abgewichen werden, wenn die Bürgerschaft das Vorliegen eines solchen Falles mit 

einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen feststellt. 2Die Abweichung ist mit 

einer Tilgungsregelung zu verbinden. 3Die Kredite sind binnen eines angemessenen Zeitraums 

zurückzuführen. 

(4) Das Gesetz bestimmt das Nähere, insbesondere die Bereinigung der Einnahmen und Ausga­

ben um finanzielle Transaktionen sowie Grundsätze der symmetrischen Berücksichtigung kon­

junkturell bedingter Schwankungen gemäß Absatz 2. 

(5) Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme vor;i Sicherheitsleistungen zu Lasten der 

Freien und Hansestadt Hamburg, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr hinausgeht oder die 

nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung gehört, bedarf eines Beschlusses der Bürgerschaft. 

(6) Ebenso ist die Veräußerung von Staatsgut, die nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung 

gehört, nur auf Beschluß der Bürgerschaft zulässig. 

(7) Artikel 49 findet entsprechende Anwendung. 
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Nach dem verfahrensgegenständlichen Gesetzesentwurf der Volksinitiative sollen die durch 

das verfassungsändernde Gesetz vom 19. Juni 2012 eingeführten Bestimmungen über die 

sogenannte Schuldenbremse durch Änderung von Artikel 72 HV sowie durch Streichung 

von Artikel 72a HV vollständig rückgängig gemacht werden. Hierzu im Einzelnen: 

2. Vorbereitung der Initiative und Beratung durch die Landesabstimmungsleitung 

Im April 2019 übermittelten die späteren Initiatoren der streitgegenständlichen Volksinitiative 

dem Landeswahlleiter in seiner Eigenschaft als Landesabstimmungsleiter den als 

Anlage ASt 2 

beigefügten Gesetzentwurf 'und dessen Begründung zur Beratung gemäß § 1 a des Ham­

burgisches Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid vom 20. Juni 

1996 (HmbGVBI. 1 S. 136, zuletzt geändert am 8.10.2015, HmbGVBI. 1 S. 282, hiernach:. 

VAbstG). Der Gesetzentwurf sieht ein verfassungsänderndes Gesetz vor, mit dem die Best­

immungen in der Hamburgischen Verfassung über die sogenannte Schuldenbremse durch 

Änderung von Artikel 72 HV sowie durch Streichung von Artikel 72a HV aufgehoben werden 

sollen. Wegen der Einzelheiten wird auf Anlage ASt 2 verwiesen. 

Mit der als 

Anlage ASt 3 

beigefügten E-Mail vom 26. April 2019 nahm der Landeswahlleiter in seiner Eigenschaft als 

Landesabstimmungsleiter hierzu gemäß § 1 a VAbstG Stellung u.nd äußerte rechtliche Be­

. denken. Insbesondere wies er darauf hin, dass der Gesetzesentwurf der Volksinitiative 

- eine Änderung von Artikel 72 der Verfassung eine Regelung zum Gegenstand habe, 

die wegen Unvereinbarkeit mit Artikel 109 GG nicht angewendet werden dürfte, 

- mit dem Haushaltsvorbehalt in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung der Freien 

und Hansestadt Hamburg unvereinbar sei und 

- gegen den Ausschluss von Bundesratsinitiativen in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 der 

. Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg verstoße. 
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3. Anzeige und lnh~lt der Volksinitiative 

Mit dem als 

Anlage ASt 4 

beigefügten Schreiben vom 30. April 2019, das am selben Tage bei dem Antragsteller ein~ 

ging, zeigten die Initiatoren den Beginn der Sammlung von Unterschriften für die „Volksini­

tiative für ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der Verfassung 

der Freien und Hansestadt Hamburg" an. Darin wurden die im Rubrum unter 3 a) bis c) 

genannten Personen als Vertrauenspersonen benannt. 

Gegenstand der Volksinitiative ist der als 

Anlage ASt 5 

beigefügte Entwurf eines Gesetzes „zur Streichung der Schuldenbremse aus der Verfas­

sung der Freien und Hansestadt Hamburg", der zusammen mit dem vorgenannten Schrei­

ben vom 30. April 2020 eingereicht wurde. 

Der Gesetzentwurf ist in zwei Artikel gegliedert: Artikel 1 sieht die folgenden Änderungen 

von Artikel 72 und Artikel 72a der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vor.: 

„ 1. Artikel 72 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Nur bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für Aus­

gaben zu werbenden Zwecken dürfen Geldmittel im Wege des Kredits 

beschafft werden; hierzu bedarf es eines Beschlusses der Bürger­

schaft." 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 5 bis 7 werden die neuen Absätze 2 bis 4. 

d) Der neue Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Übernahme von Sicherheitsleistungen zu Lasten der Freien 

und Hansestadt Hamburg, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr. 
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hinausgeht oder die nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung 

gehört, bedarf eines Beschlusses der Bürgerschaft." 

2. Artikel 72a wird gestrichen." 

In Artikel 2 des Gesetzesentwurfs ist geregelt, dass das verfassungsändernde Gesetz am 

Tage nach der Verkündung in Kraft tritt. 

Zusammen mit dem Gesetzentwurf wurde die als 

Anlage ASt 6 

beigefügte Begründung eingereicht. Wegen der näheren Einzelheiten des Gesetzentwurfs 

und der Begründung wird auf die Anlagen ASt 5 und 6 verwiesen. 

Zur Verdeutlichung der mit dem Gesetzesentwurf der Volksinitiative geplanten Verfassungs'." 

änderungen ist in 

Anlage ASt 7 

eine vom Antragsteller erstellte, synoptische Darstellung der betroffenen Verfassungsvor­

schriften mit den verfahrensgegenständlichen Änderungen aufgeführt. 

4. Sammlung der Unterschriften und Zustandekommen der Volksinitiative 

Nach Einreichung der Anzeige bei dem Antragsteller sammelten die Beteiligten zu 3 unter 

Verwendung des zusammen mit dem Schreiben vom 30. April 2019 (Anlage ASt 4) einge­

reichten und als 

Anlage ASt 8 

beigefügten Unterschriftslistenmusters Unterschriften zur Unterstützung der Volksinitiative. 

Am 2. Mai 2019 teilte der Präsident des Antragstellers mit dem als 

Anlage ASt 9 

beigefügten Schreiben der Präsidentin der Beteiligten zu 2 mit, dass dem Antragsteller der 

Beginn der. Unterschriftensammlung angezeigt worden sei. Hierüber wurden die Mitglieder 

der Beteiligten zu 2 durch die als 

Anlage ASt 10 
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beigefügte Drucksache 21/18861 vom 6. November 2019 unterrichtet. 

Am 27. Oktober 2019 reichten die Beteiligten zu 3 bei dem Antragsteller Unterschriftenlisten 

ein, die nach ihren Angaben 13.397 Unterschriften enthalten. 

Die Prüfung der Unterschriftenlisten durch das zuständige Bezirksamt ergab, dass die für 

das Zustandekommen der Volksinitiative erforderlichen 10.000 Unterschriften von zur Bür­

gerschaft Wahlberechtigten vorlagen. Die Unterschriftenprüfung wurde nach Erreichen der 

erforderlichen Anzahl von 10.000 Unterschriften abgebrochen. 

Daraufhin hat der Antragsteller in seiner Sitzung am 26. November 2019, deren Niederschrift 

als 

Anlage ASt 11 

beigefügt ist, das Zustandekommen der Volksinitiative festgestellt. 

Die Mitglieder der Beteiligten zu 2 wurden hierüber durch die als 

Anlage ASt 12 

beigefügte Drucksache 21/19141 vom 26. November 2019 unterrichtet. 

5. Keine Verabschiedung des Gesetzes und Beantragung des Volksbegehrens 

Die Beteiligte zu 2 verabschiedete das von der Volksinitiative beantragte Gesetz nicht. 

Dem Vorschlag der Beteiligten zu 3 vom 17. Januar 2020, beigefügt als 

Anlage ASt 13, 

gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 VAbstG die in § 6 Absatz 1 Satz 1 VAbstG geregelte, viermo­

natige Befassungsfrist bis zum 14. Mai 2020 zu verlängern, folgte die Beteiligte zu 2 nicht. 

Daraufhin beantragten die Beteiligten zu 3 als „Kampagne Volksentscheid Schuldenbremse 

streichen!" mit dem als 

Anlage ASt 14 

beigefügten Schreiben, das bei dem Antragsteller am 25. März 2020 einging, ein Volksbe­

gehren durchzuführen. 
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B. Rechtliche Würdigung 

1. Zulässigkeit 

Der Antrag ist zulässig. 

Der Antrag ist nach Artikel 65 Absatz 3 Nummer 5 HV, § 14 Nummer 5 des Gesetzes über 

das Hamburgische Verfassungsgericht vom 23. März 1982 (HmbGVBI. S. 59, zuletzt geän­

dert am 5. Oktober 2017, HmbGVBI. S. 319, hiernach: HmbVerfGG) sowie § 26 Absatz 1 

Nummer 1 VAbstG statthaft. 

Der Antragsteller ist nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 VAbstG zur Antragstellung berechtigt 
< 

und nach§ 5 Absatz 4 VAbstG auch verpflichtet. 

Der Antrag wahrt die Antragsfrist des§ 26 Absatz 2 S.atz 1 i.V.m. Absatz 1 Nummer 1 VA­

bstG. Die Unterschriftenlisten wurden am 27. Oktober 2020 eingereicht. Die Frist für die 

Verabschiedung des Gesetzes gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 VAbstG begann folglich am 

28. Oktober 2019. Die viermonatige Frist lief auf Grund der Berechnung nach Tagen 

(vgl. 31a Absatz 1 Satz 2 VAbstG i.V.m. § 191 BGB) am 24. Februar 2020 ab. Die Monats­

frist für die Beantragung des Volksbegehrens begann daher gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 

VAbstG am 25. Februar 2020 und endete gemäß§ 31a Absatz 1 Satz 2 VAbstG i.V.m. § 191 

BGB am 25. März 2020. Die Antragsfrist gemäß § 26 Absatz 2 Satz 1 VAbstG wird somit 

mit Ablauf des 24. April 2020 enden. 

II. Begründetheit 

Der Antrag ist begründet. . ' 

Das Volksbegehren ist nach Artikel 50 Absatz 6 Satz 1 HV i.V.m. § 26 Absatz 1 Nummer 1 

HmbVAbstG nicht durchzuführen, da der ihm zugrundeliegende Gesetzesentwurf der Volks­

initiative mit höherrangigem Recht nicht vereinbar ist [hierzu 
1

unter 1.] und die Grenzen des 

Artikel 50 HV nicht wahrt [hierzu unter 2.]. 

1. Unvereinbarkeit mit höherrangigem Recht 

Der dem Volksbegehren zugrundeliegende Gesetzesentwurf der Volksinitiative ist nicht mit 

höherrangigem Recht vereinbar, da dieser die Aufnahme einer Regelung in die Hamburgi-: 

sehe Verfassung beinhaltet, die mit Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG unvereinbar 
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ist [hierzu unter a)], und die dem Volksbegehren zugrundliegende Volksinitiative gegen den 

verfassungsrechtlichen Grundsatz der Abstimmungsklarheit verstößt [hierzu unter b)]. 

a) Unvereinbarkeit mit Artikel 109 Absatz 3 GG 

Der Gesetzesentwurf der Volksinitiative hat die Aufnahme einer Regelung in die Hamburgi­

sche Verfassung zum Gegenstand, die mit Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG un­

vereinbar ist. Zwar können auch Änderungen der Hamburgischen Verfassung Gegenstand 

des Volksgesetzgebungsverfahrens sein, was sich mittelbar aus Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 

HV ergibt (Hamburgisches Verfassungsgericht, Urt. v. 13.10.2016, 2/16, juris, Rn. 154 ). Die 

durch den Gesetzesentwurf der Volksinitiative vorgesehene Fassung des Artikel 72 Absatz 

1 ist jedoch mit den Vorgaben in Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG [hierzu unter 

aa)] unvereinbar [hierzu unter bb )]. 

aa) Grenzen der Kreditaufnahme für Bund und Länder gemäß Artikel 109 Absatz 3 GG 

Artikel 109 Absatz 3 GG ist als Grundsatzbestimmung im Rahmen der FÖderalismusreform 

II durch das Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2248) mit Wirkung vom 1. August 2009 in 

das Grundgesetz aufgenommen worden. Die Vorschrift lautet wie folgt (Hervorhebung durch 

den Unterzeichner): 

Artikel 109 

(3) 1Die Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten aus­

zugleichen. 2Bund und Länder können Regelungen zur im Auf- und Abschwung symmetrischen 

Berücksichtigung der Auswirkunge('l einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Ent­

wicklung sowie eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsitua­

tionen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich be­

einträchtigen, vorsehen. 3Für die Ausnahmeregelung ist eine entsprechende Tilgungsregelung 

vorzusehen. 4Die nähere Ausgestaltung regelt für den .Haushalt des Bundes Artikel 115 mit der 

Maßgabe, dass Satz 1 entsprochen ist, wenn die Einnahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert im 

Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht überschreiten. 5Die nähere Ausgestaltung 

für die Haushalte der Länder regeln diese im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenzen 

mit der Maßgabe, dass Satz 1 nur dann entsprochen ist wenn keine Einnahme.n aus Krediten 

zugelassen werden. 

Die Regelungen in Artikel 109 Absatz 3 GG bilden zusammen mit Artikel 115 Absatz 2 GG, 

der nur für den Bund gilt, das Herzstück eines Reformvorhabens, mit dem die Staatsver­

schuldung im Bund und in den Ländern durch das Grundgesetz begrenzt werden soll (Kirch­

hof, in: Mangoldt/Klein/Starck; Grundgesetz, 7. Aufl. 2018, Artikel 109 Rn. 73; Heun, in: 
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Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 3. Aufl. 2018, Artikel 109 Rn. 35). Mit der Regelung wer- . 

den zum ersten Mal konkrete Grenzen der Staatsverschuldung im Grundgesetz aufgestellt 

(Siekmann, in: Sachs, Grundgesetz, 8. Aufl. 2018, Artikel 109 Rn. 64; Kube, in: Maunz/Dü­

rig, Grundgesetz-Kommentar, 88. EL August 2019, Artikel 109 Rn. 113). Sie begründet ei­

nen „Zeitenwechsel" im Finanzverfassungsrecht der Bundes und der Länder (Schmidt, DÖV 

2014, 916, 916). 

Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG fordert von Bund und Ländern, ihre Haushalte in der Ge­

genseitigkeit der gegenwärtigen Leistungsfähigkeit der Abgabenschuldner und der Ausga­

benbereitschaft des Staates materiell auszugleichen (Kirchhof, a.a.O., Rn. 73). Er be­

schränkt die Nettokreditaufnahme des Bundes und der Länder (Kube, a.a.0., Rn. 113). 

Durch die Vorschrift wird insbesondere den Ländern eine unmittelbar wirksame, konkrete 

Nettoneuverschuldungsgrenze gesetzt (Kube, a.a.O., Rn. 114) und ein grundsätzliches Kre­

ditfinanzierungsverbot in das Grundgesetz aufgenommen (Siekmann, a.a.0., Rn. 64). Die 

Regelungen sind auch von dem Bundesverfassungsgericht als „Verbot der Neuverschul­

dung" bzw. „Verbot der strukturellen Nettokreditaufnahme" qualifiziert worden (vgl. Bundes­

verfassungsgericht, Beschl. v. 16.10.2018, 2 BvL 2/17, juris, Rn. 19). 

In Abgrenzung von den Ende der 1960er Jahre im Bund und in den meisten ~ändern einge­

führten Verfassungsregelungen, durch die die Kreditaufnahme zu einem regulären Instru­

ment der Staatsfinanzierung umgestaltet worden war, unterstreicht die neue Regelung den 

Ausnahmecharakter der ~taatsverschuldung und knüpft zusammen mit den Ausnahmere­

gelungen in Artikel 109 Absatz 3 Sätze 2 - 4 GG an die verfassungsrechtliche Tradition an, 

nach der die staatliche Kreditaufnahme eine besondere Rechtfertigung voraussetzte 

(vgl. Artikel 73 der R~ichsverfassung von 1871, Artikel 87 der Weimarer Reichsverfassung 

sowie Artikel 115 GG in der ursprünglichen Fassung; Kube, a.a.O., Rn. 123). 

Das Gebot des Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG, die Haushalte grundsätzlich ohne Ein nah-. . 
men aus Krediten auszugleichen, gilt für die Länder unmittelbar (Korioth, JZ 2009, S. 729, 

731 f.; Siekmann, a.a.O., Rn. 79; Heintzen, in: von Münch/Kunig, Grundgesetz, 6. Aufl. 

2012, Artikel 109, Rn. 41; Henneke, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, (3rundgesetz, 

14. Aufl. 2018, Artikel 109, Rn. 113). Einer Umsetzung in Landesverfassungsrecht bedarf 

es insoweit nicht. Bei Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG handelt sich damit um eine sogenannte 

„Durchgriffsnorm" (Kube, a.a.O., Rn. 220), die unmittelbar auch im Landesverfassungsrecht 

gilt und keiner weiteren Umsetzung bedarf (Schmidt, DÖV 2014, 916, 917). 
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Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG enthält ein bindendes Gebot („sind" auszugleichen). Als 

Grundsatz („grundsätzlich") ist dieses Gebot zwar normsystematisch für Abweichungen of­

fen. Diese sind jedoch abschließend in Artikel 109 Absatz 3 Sätze 2 - 5 GG geregelt (Kube, 

a.a.O., Rn. 125, 126), was insbesondere aus der Begründung des Gesetzesentwurfs zu 

dieser Vorschrift folgt (vgl. Deutscher Bundestag, Drs. 16/12410, S. 11, Anlage ASt 15, Her­

vorhebung durch den Unterzeichner): 

„Satz 2 legt abschließend fest, inwieweit Bund und Länder in ihren bundes- bzw. landesrechtlichen 

Regelungen zur Kreditaufnahme Abweichungen vom Grundsatz des Satzes 1 vorsehen können." 

Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 GG konkretisiert das Gebot des materiellen Haushaltsausgleichs 

in Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG für die Länder weiter dahingehend, dass die Länder dem 

Gebot nur entsprechen, „wenn keine Einnahmen aus Krediten zugelassen werden". Hier­

durch wird den Ländern jede strukturelle Nettoneuverschuldung untersagt (Kube, a.a.O., 

Rn. 126; Siekmann, a.a.O., .Rn. 49). 

In Artikel 109 Absatz 3 Sätze 2 - 5 GG sind die abschließenden Voraussetzungen für den 

Erlass von Regelungen aufgestellt, nach denen von dem Gebot des Artikel 109 Absatz 1 

Satz 1 GG abgewichen werden darf: 

Bund und Länder dürfen zum einen nach Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 GG Rege­

lungen erlassen, um die Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunktu­

rellen Entwicklung im Auf- und Abschwung symmetrisch zu berücksichtigen (sog. konjunk­

turbedingte Kreditaufnahme, was auch als „atmende Schuldenbremse" bezeichnet wird: 

Schmidt, DÖV 2Ö14, 916, 917). Ferner können gern. Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 

GG für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen, die sich der Kontrolle des 

Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, Ausnahmerege­

lungen erlassen werden. 

Nach Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 GG regeln die Länder die nähere Ausgestaltung dieser 

Ausnahmeregelungen, wobei sie dem Gebot des materiellen Haushaltsausgleichs nach Ar­

tikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG nur dann entsprechen, wenn keine Einnahmen aus Krediten 

zugelassen werden („keine strukturelle Nettokreditaufnahme", Bundesverfassungsgericht, 

Beschl. v. 17.11.2015, 2 BvL 19/09, juris, Rn. 109). Damit sind strukturelle Haushaltsdefizite 

ausgeschlossen (Siekmann, a.a.O., Rn. 78b). Für den Bund greift wiederum di.e in Arti­

kel 109 Absatz 3 Satz 4 GG geregelte, nummerisch bestimmte Ausnahme, die für. die Länder 

nicht gilt (Kirchhof, a.a.O., Rn. 74). 
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Den Ländern steht es demnach bundesverfassungsrechtlich frei, die durch Artikel 109 Ab­

satz 3 Satz 2 zugelassene Ausnahmemöglichkeiten „im Rahmen ihrer verfassungsrechtli­

chen Kompetenzen" (Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 GG) vorzusehen. Entscheidet sich ein 

Land allerdings gegen eine eigene landesrechtliche Regelung, gilt das strikte Nettoneuver­

schuldungsverbot ab 2020 ausnahmslos (Kube, a.a.0., Rn. 181, 182; Lenz/Burgbacher, 

NJW 2009, S. 2561, 2562; Christ, NVwZ 2009, S. 1333, 1334; Koemm, Eine Bremse für die 

Staatsverschuldung?, 2011, S. 214 f.; Nebel, in: Piduch, Bundeshaushaltsrecht, 51. Lfg. 

2018, Artikel 109 GG, Rn. 18). 

Wenn also ein Land bis zum Beginn des Jahres 2020 keine Regelung im Sinne von Artikel 

109 Artikel 3 Satz 2 GG erlassen hat, gilt das Verbot der Kreditaufnahme aus Artikel 109 

Artikel 3 Satz 1 GG unmittelbar und ohne Ausnahmemöglichkeiten (Christ NVwZ 2009, 

1333, 1333 f.; Korioth JZ 2009, 729, 731; Gröpl LKRZ 2010, 401, 402, 404; Berlit SächsVBI 

2010, 53, 57; Kube, a.a.O. Rn. 182; Steinbach/Rönicke, Jböfffin 2013, 339, 342; Siekmann, 

a.a.0., Rn. 79b). Selbst bei Naturkatastrophen oder anderen ungeschriebenen Notfällen ist 

eine Kreditaufnahme ohne entsprechende landesrechtliche Regelungen nicht zulässig 

(Siekmann, a.a.O., Rn. 79b; Heun, a.a.O., Rn. 48; Kube, a.a.O., Rn. 220). 

Entscheidet sich ein Land für eine rechtliche Umsetzung der Ausnahmemöglichkeit für kon­

junkturbedingte Kreditaufnahmen, müssen die landesrechtlichen Regelungen die Konjunk-· 

turkomponente nach Artikel 109 Absatz 3 Satz 2, 1. HS GG sowohl materiell-rechtlich als 

auch verfahrensrechtlich näher ausgestalten, wobei die Regelungen dem Nettoneuverschul­

dungsverbot gemäß Artikel 109 Absatz 3 Sätze 1 und 5 GG - und damit dem Ausnahme­

charakter der konjunkturbedingten Modifikation bei anormaler konjunktureller Entwicklung -

angemessen Rechnung tragen müssen (Kube, a.a.O., Rn. 183). Für die Kreditaufnahme in 

außergewöhnlichen Notlagen sind wiederum Tilgungsregelungen vorzusehen (Artikel 109 

Absatz 3 Satz 3 GG), die hinreichend konkret sein müssen (Siekmann, a.a.O., Rn. 73). 

Im Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2019 durften die Länder nach Maß­

gabe der geltenden landesrechtlichen Regelungen von den Vorgaben des Artikel 109 Ab­

satz 3 GG abweichen (Artikel 143d Absatz 1 Satz 3 GG). Die neue Schuldengrenze gilt für 

die Länder somit erst seit dem 1. Januar 2020. Die Landeshaushalte waren allerdings nach 

Artikel 143d Absatz 1 Satz 4 GG bereits seit Inkrafttreten der Grundgesetzänderung so auf­

zustellen, dass das Verschuldungsverbot für die Länder im Haushaltsjahr 2020 erfüllt wer­

den würde (Kirchhof, a.a.O., Rn. 74 ff; Siekmann, a.a.O., Rn. 53). 
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bb) Verstoß des Gesetzesentwurfs gegen Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG 

Dadurch, dass der Gesetzesentwurf der Volksinitiative vorsieht, dass Artikel 72 HV seine 

vor dem 1. Januar 2020 geltende Fassung erhalten soll, würde durch das Inkrafttreten die­

ses Gesetzesentwurfs eine verfassungsrechtliche Regelung in Kraft treten, die mit Artikel 

109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG unvereinbar wäre. 

Durch das Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative würde Artikel 72 HV von 

seiner jetzt geltenden Fassung: 

Artikel 72 

(1) Einnahmen und A~sgaben sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. 

(2) 1Bei einer von der Normallage,abweichenden.konjunkturellen Entwicklung kann von Absatz 1 

abgewichen werden. 21n diesem Fall sind die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und Ab­

schwung symmetrisch zu berücksichtigen. 

(3) 1Bei Naturkatastrophen oder auß~rgewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle der 

Freien und Hansestadt Hamburg entziehen und deren Finanzlage erheblich beeinträchtigen, kann 

von Absatz 1 abgewichen werden, wenn die Bürgerschaft das Vorliegen eines solchen Falles mit 

einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen feststellt. 2Die Abweichung ist mit 

einer Tilgungsregelung zu verbinden. 3Die Kredite sind binnen eines angemessenen Zeitraums 

zurückzuführen. 

(4) Das Gesetz bestimmt das Nähere, insbesondere die Bereinigung der Einnahmen und.Ausga­

ben um finanzielle Transaktionen sowie Grundsätze der symmetrischen Berücksichtigung kon­

junkturell bedingter Schwankungen gemäß Absatz 2. 

(5) Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme von Sicherheitsleistungen zu Lasten der 

Freien und Hansestadt Hamburg, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr hinausgeht oder die 

nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung gehört, bedarf eines Beschlusses der Bürgerschaft. 

(6) Ebenso ist die Veräußerung von Staatsgut, die nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung 

gehört, nur auf Beschluß der Bürgerschaft zulässig. 

(7) Artikel 49 findet entsprechende Anwendung. 

in die Fassung zurückversetzt, die dieser bis zum 31. Dezember 2019 hatte: 

Artikel 72 

(1) Nur bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken 

dürfen Geldmittel im Wege des Kredits beschafft werden; hierzu bedarf es eines Beschlusses der 

Bürgerschaft. 
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(2) Die Übernahme von Sicherheitsleistungen zu Lasten der Freien und Hansestadt Hamburg, 

deren Wirkung über ein Rechnungsjahr hinausgeht oder die nicht zum regelmäßigen Gang der 

Verwaltung gehört, bedarf eines Beschlusses der Bürgerschaft. . 

(3) Ebenso ist die Veräußerung von Staatsgut, die nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung 

gehört, nur auf Beschluß der Bürgerschaft zulässig. 

(4) Artikel 49 findet entsprechende Anwendung. 

Diese Fassung ließe landesverfassungsrechtlich eine Kreditaufnahme auch „bei einem au­

~erordentlichen Bedarf und in der Regel nur zur Finanzierung von Ausgaben zu werbenden 

Zwecken" wieder allgemein - und damit auch außerhalb von Notsituationen und konjunktu­

rellen Schwächephasen im Sinne des Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG - zu. 

Dies stellt einen Verstoß gegen Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG dar, da nach dieser Rege­

lung die Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten aus­

zugleichen sind (Satz 1) und nach Maßgabe von Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG Bund und 

Länder nur Regelungen zur im Auf- und Abschwung symmetrischen Berücksichtigung der 

Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung (um­

gesetzt in Artikel 72 Absatz 2 HV) sowie eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen 

oder außergewöhnliche Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die 

staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen (umgesetzt in Artikel 72 Absatz 3 HV), vor­

sehen können. 

Insbesondere sieht die Regelung in Artikel 109 Absatz 3 Satz 5. Halbsatz 2 GG ausdrücklich 

vor, dass die Länder bei der näheren Ausgestaltung der „landesrechtlichen Kreditbegren­

zungsregeln" (vgl. Deutscher Bundestag, Drs. 16/1241 Ö, S. 11) dem Gebot in Artikel 109 

Absatz Satz 1 nur dann entsprechen „wenn keine Einnahmen aus Krediten zugelassen wer­

den". Gerade eine solche unzulässige Einnahme aus Krediten ließe aber die mit dem Ge­

setzesentwurf der Volksinitiative vorgeschlagene „Altfassung" von Artikel 72 Absatz 1 HV 

bei „bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwe-, 

cken" aber wieder zu. 

Die in. der Altfassung des Artikel 72Absatz 1 HV vorgesehene Kreditaufnahmemöglichkeit 

„bei außerordentlichem Bedarf' 

.kann auch nicht als ein Fall der in Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 GG vorgesehenen 

Ausnahmeregelung 
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„für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates 

entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen" 

qualifiziert werden, da die Ausnahmemöglichkeit in Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 

GG nach ihrem Wortlaut „Naturkatastrophen" bzw. „außergewöhnliche Notsituationen" deut­

lich enger gefasst ist als ein allgemeiner „außerordentlicher Bedarf" im Sinne der Altfassung 

des Artikel 72 Absatz 1 HV. Die Ausnahme'möglichkeit für „außergewöhnliche Notsituatio­

nen" steht zudem unter der Bedingung, .dass diese sich der Kontrolle des Staates entziehen 

und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen. 

Gegen ein solches Verständnis spricht ferner, dass Artikel 72 Absatz 1 HV a.F. nach seinem 

Wortlaut als Regelfall des „außerordentlichen Bedarfs" die „Ausgaben zu werbenden Zwe­

cken" vorsah. Hierunter werden wirtschaftlich produktive Maßnahmen, also Investitionen, 

verstanden (Hamburgisches Verfassungsgericht, Urt. v. 30.5.1984, HmbJVBI. 1984, S. 169, 

177). Der Regelfall der Altfassung des Artikel 72 Absatz 1 HV unterscheidet sich somit er­

heblich von den zulässigen Ausnahmemöglichkeiten des Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Vari­

ante 2 GG, da wirtschaftlich produktive Maßnahmen bzw. Investitionen etwas anderes sind, 

als staatliche Maßnahmen zur Bewältigung von Naturkatastrophen oder außerordentliche 

Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen. 

Die in der Altfassung des Artikel 72 Absatz 1 HV vorgesehene Kreditaufnahmemöglichkeit 

„bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken" 

kann auch nicht als ein Fall der nach Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 GG zulässigen . . 

Regelungen 

„zur im Auf- und Abschwung symmetrischen Berücksichtigung der Auswirkungen einer von der 

Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung" 

qualifiziert werden. Die nach dem Grundgesetz zulässigen Regelungen unterscheiden sich 

von der Altfassung in Artikel 72 Absatz 1 HV und gestalten einen deu.tlich engeren haus­

haltsrechtlichen Handlungsspielraum aus. Schon der tatbestandlich vorausgesetzte Anwen­

dungsfall einer „von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung" in Artikel 

109 Absatz.3 Satz 2 Variante 1 GG ist tatbestandlich spezieller - und damit enger im An­

wendungsbereich - als ein „außerordentlichen Bedarf" in Artikel 72 Absatz 1 HV a.F. Ferner 

ist in der Altfassung die in Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 GG enthaltene, „im Auf­

und Abschwung symmetrische Berücksichtigung der Auswirkungen" der von der Normallage 

abweichenden konjunkturellen Entwicklung nicht vorgesehen: 
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Das Grundgesetz erlaubt durch Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 GG allein landes­

rechtliche Regelungen, die es ermöglichen, auf die Auswirkungen von Konjunkturschwan­

kungen symmetrisch zu reagieren (Kirchhof, a.a.O., Rn. 89). In Zeiten des „von der Normal­

lage" abweichenden Abschwungs können Kredite aufgenommen werden, um so politische 

Maßnahmen zu finanzieren, die die Konjunktur beleben und die Folgen des Abschwungs 

mildern. sollen (Kirchhof, a.a.O., Rn. 89). Dabei wird verbindlich vorgegeben, ,,dass entspre­

chende landesrechtliche Regelungen eine im Auf- und Abschwung symmetrische Berück­

sichtigung sicherstellen müssen" (Begründung des Gesetzentwurfs, Deutscher Bundestag, 

Drs. 16/12410, S. 11 ). Einer Zulassung zusätzlicher konjunkturbedingter Defizite im Ab~ 

schwung muss - dies betont die Begründung des Gesetzentwurfs - „eine entsprechende 

Verpflichtung zur Einbeziehung konjunkturbedingter Überschüsse im Aufschwung gegen­

über stehen, so dass mittel- bis langfristig gewährleistet sein sollte, dass Kreditaufnahmen 

im Abschwung durch Überschüsse irn Aufschwung ausgeglichen werden" (Deutscher Bun­

destag, Drs. 16/12410, S. 11 ). Die symmetrische Berücksichtigung fordert somit, die Kredite 

in positiven Konjunkturphasen zurückzuführen (Kirchhof, a.a.0., Rn 89; Kube, a.a.O., Rn 

165). In besonders guten Zeiten konkretisiert sich diese Vorgabe dahin, echte „Über­

schüsse" zu bilden (Deutscher Bundestag, Drs. 16/12410, S. 11 ). Diese Rückführungspflicht 

wird durch den ;Grundsatz des materiellen Haushaltsausgleichs bestätigt (Artikel 109 Absatz 

3 Satz 1 GG) und ist eine echte Rechtspflicht (Kirchhof, a.a.O., Rn. 89; Christ, NVwZ 2009, 

1333, 1334) in Form eines „Tilgungsgebots" (Kube, a.a.O., Rn. 165). 

Diese Vorgaben sind jedoch in der Altfassung des Artikels 72 Absatz 1 HV gerade nicht 

umgesetzt. Die Vorschrift sieht die geforderte symmetrische Berücksichtigung unterschied­

licher Konjunkturphasen nicht vor. Wegen ihres weiten Anwendungsbereichs („bei außeror­

dentlichem Bedarf") erlaubt die Vorschrift zwar durchaus auch die Aufnahme von Krediten 

in konjunkturellen Schwächephasen, sie sieht jedoch die von Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 

Variante 1 GG geforderte entsprechende Verpflichtung zur Einbeziehung konjunkturbeding-
1 •• 

ter Uberschüsse im Aufschwung nicht vor. Ferner erlaubt die Altfassung von Artikel 72 Ab-

satz 1 HV im Widerspruch zur Regelung in Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 GG eine 

kreditfinanzierte Konjunkturpolitik auch in Phasen des Aufschwungs, jedenfalls soweit sich 

hierfür ein „außerordentlicher Bedarf" darstellen ließe. 

Vor dem Hintergrund der konkreten Vorgaben in Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 GG 

ist es nicht verwunderlich, dass sich die Hamburgische Bürgerschaft bei der Ausgestaltung 

der landesverfassungsrechtlichen Regelung zur Umsetzung der Ausnahmemöglichkeit in 

Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 GG durch Artikel 72 Absatz 2 HV sehr eng an dem 

Wortlaut der grundgesetzlichen Vorgaben orientiert hat: 
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(2) 1Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung kann von Absatz 1 

.abgewichen werden. 21n diesem Fall sind die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und Ab­

schwung symmetrisch zu berücksichtigen. 

Die im Gesetzesentwurf der Volksinitiative vorgesehene Fassung von Artikel 72 Absatz 1 

HV lässt sich verfassungsrechtlich auch nicht im Wege einer Analogie zu den in Artikel 109 

Absatz 3 Satz 2 GG vorgesehenen Ausnahmemöglichkeiten rechtfertigen. Es fehlt bereits 

an der hierfür erforderlichen planwidrigen Regelungslücke. Denn in Artikel 109 Absatz 3 

Satz 5 GG ist eine ausdrückliche und abschließende Regelung enthalten (Schmidt, DÖV 

201.4, 916, 920). Darüber hinaus sind die in Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG aufgeführten 

Ausnahmeregelungen und die von der Volksinitiative vorgeschlagene Fassung des Arti­

kels 72 Absatz 1 GG auch tatbestandlich nicht vergleichbar. Vor allem spricht auch die Ge­

setzgebungshistorie gegen die Zulässigkeit einer Analogie, da - wie zuvor dargelegt - nach 

der Begründung des Gesetzentwurfs zur Neufassung des Artikel 109 Absatz 3 GG, die in 

Satz 2 aufgeführten Ausnahmen „abschließend" sind (vgl. Deutscher Bundestag, 

Drs. 16/12410, S. 11). 

Schließlich vermögen auch die Eigenstaatlichkeit der Länder und das Budgetrecht der Bür­

gerschaft den Verstoß der vorgeschlagenen Regelung z.u Artikel 72 Absatz 1 HV gegen · 

Artikel 109 Absatz 3 Sätze 1 und 5 GG nicht zu rechtfertigen, da die Staatlichkeit der Länder 

und das Budgetrecht ihrer Parlamente verfassungsrechtlich nur in dem durch das Grundge­

setz vorgegeben Rahmen bestehen kann (vgl. Schmidt, DÖV 2014, 916, 920 f.). 

Dass mit dem Gesetzesentwurf der Volksinitiative zu Artikel 72 Absatz 1 GG eine Regelung· 

in die Verfassung (wieder) aufgenommen werden würde, die mit den Vorgaben des Grund­

gesetzes in Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 GG als höherrangigem Recht nicht vereinbar ist, 

wird von den Initiatoren der Volksinitiative·in der Begründung des Gesetzesentwurfs (S. 1) 

sogar selbst eingeräumt: 

„Mit der Streichung der Schuldenbremsen-Regelung aus der Hamburger Verfassung ist leider 

noch nicht direkt gegeben, dass die Stadt Hamburg sofort die nötigen Investitionen auch gegebe­

nenfalls kreditfinanziert tätigen kann, da dies weiterhin durch die Regelung zur Schuldenbremse 

im Grundgesetz (Artikel 109), eingeführt 2009, als höherrangiges und unmittelbar geltendes Recht 

auch für die Bundesländer verboten wäre [Hervorhebung durch den Unterzeichner]." 

Gegen die Feststellung dieses Verstoßes des Gesetzesentwurfs gegen Artikel 109 Absatz 

3 Sätze 1 und 5 GG kann auch nicht erfolgreich eingewendet werden, dass trotz der Neu­

fassung des Artikel 109 Absatz 3 GG mit Wirkung vom 1. August 2009 Artikel 72 Absatz 1 

HV noch bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 seine „alte" Fassung hatte. Denn die Fort-
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geltung des Artikels 72 a.F. bis zum 31. Dezember 2019 war wegen einer Übergangsrege­

lung im Grundgesetz zulässig. Zugunsten der Ländern war nämlich in Artikel 143d Absatz 1 

GG eine umfassende Übergangsregelung vorgesehen: Artikel 109 und Artikel 115 GG in 

der ab dem 1. August 2009 geltenden Fassung waren erstmals für das Haushaltsjahr 2011 

anzuwenden (Artikel 143d Absatz 1 Satz 2 GG). Nach Artikel 143d Absatz 1 Satz 3 GG 

durften die Länder im Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2019 nach Maß­

gabe der geltenden landesrechtlichen Regelungen von den Vorgaben des Artikels Artikel 

109 Absatz 3 GG abweichen. Die Haushalte der Länder waren allerdings gemäß Artikel 

143d Absatz 1 Satz 4 GG so aufzustellen, dass im. Haushaltsjahr 2020 die Vorgabe aus 

Art.ikel 109 Absatz 3 Satz 5 erfüllt werden. 

Würde durch das Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative Artikel 72 Absatz 1 

HV wieder seine bis zum 31. Dezember 2019 güitige Fassung erhalten, hätte dessen Ver­

stoß gegen Artikel 109 Absatz 3 Sätze 1 und 5 GG zur Folge, dass diese Regelung nicht 

angewendet werden könnte. Denn Landesrecht, das Artikel 109 Absatz 3 GG entgegen­

steht, wird durch Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 GG derogiert - also außer Kraft gesetzt -

(Kube, a.a.O., Rn. 154; Heun, a.a.O., Rn. 51 ). Es ist insofern nichtig (Siekmann, a.a.O., Rn. 

78; Schmidt, DÖV 201~, 916, 923, in Bezug auf die Regelung zu den sog. Strukturanpas­

sungskrediten nach. Artikel 117 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b) der Verfassung · 

des Landes Rheinland-Pfalz, die gegen Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG ver­

stoße). 

Zur gerichtlichen Feststellung, dass Artikel 72 Absatz 1 HV in dieser Fassung wegen seiner 

sachlichen Unvereinbarkeit mit Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG nichtig ist, könn­

ten die Bundesregierung,. ein Viertel der Mitglieder des Bundestages oder andere Lande.s­

regierungen ein abstraktes Normenkontrollverfahren gemäß Artikel 93 Absatz 1 Nummer 2 

GG, §§ 13 Nummer 6, 76 Absatz 1 Nummer 1 BVerfGG bei dem Bundesverfassungsgericht 

anstrengen (vgl. Kube, a.a.O., Rn. 233). 

Die Bürgerschaft könnte ein solches Verfahren bei dem Bundesverfassungsgericht auch 

nicht durch eine umgehende Änderung von Artikel 72 Absatz 1 HV abwenden, da nach Ar­

tikel 50 Absatz 4 Satz 1 HV ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz, durch das ein 

vom Volk beschlossenes Gesetz aufgehoben oder geändert wird, nicht vor Ablauf von drei 

Monaten nach seiner Verkündung in Kraft tritt. Zudem könnten innerhalb dieser Frist zwei­

einhalb vom Hundert der Wahlberechtigten einen Volksentscheid über das Änderungsge­

setz verlangen (Artikel 50 Absatz 4 Satz 2 HV), wodurch das Änderungsgesetz nicht vor 

Durchführung des Volksentscheids in Kraft treten würde (Artikel 50 Absatz 4 Satz 3 HV). 
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cc) Verstoß gegen den Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens (Artikel 20 Absatz 

1 GG) 

Darüber hinaus widerspricht der mit dem Gesetzesentwurf der Volksinitiative zu Artikel 72 

Absatz 1 HV beabsichtigte Verstoß gegen die Bestimmung in Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 

und Satz 5 GG dem Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens. 

Dieser aus dem Bundesstaatsprinzip des Artikel 20 Absatz 1 GG abgeleitete Grundsatz be­

gründet wechselseitige Verpflichtungen zur Rücksichtnahme zwischen dem Bund und den . 

Ländern (Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck Grundgesetz, 7. Aufl. 2018, Artikel 20, 

Rn. 37). Seine Funktion iEit die Festigung des Bundesstaates, zu der Bund und Länder bei­

zutragen haben. Er setzt dem Bund und den Ländern Grenzen, soweit sie kraft der ihnen 

eingeräumten Kompetenzen die Freiheit und Möglichkeit hätten, „rücksichtslos" ihre eigenen 

Vorstellungen zu verwirklichen und nur ihren eigenen Interessen zu folgen (zum Vorstehen­

den: Bundesverfassungsgericht, Urt. v. 27.7.1971, 2 BvF 1/68, juris, Rn. 82). Der Grundsatz 

begrenzt Bund und Länder in der Art und Weise der Ausübung ihrer Kompetenzen, indem 

er f9rdert, dass sich Bund und Länder in gewissen Grenzen wechselseitig helfen, dass sie 

sich eines Mindestmaßes an fairem Verhandlungsstil, wo immer sie zusammenarbeiten 

müssen, befleißigen, dass sie den anderen Teil nicht in die Verlegenheit bringen, vertrags­

brüchig zu werden, oder daran hindern, seine Kompetenzen in Freiheit wahrnehmen zu kön­

nen, dass sie unterlassen, was in seiner Auswirkung zu unzumutbaren Belastungen der 

Finanzkraft einzelner Länder (oder des Bundes) oder zur empfindlichen Störung oder Zer­

rüttung des Gesamtgefüges der Haushalte von Bund und Ländern führen würde. Nach dem 

Prinzip der Bundestreue ist also bei jeder Wahrnehmung einer Kompetenz des Bundes oder 

der Länder zu beachten, dass sie neben der Rücksicht auf die eigenen Belange auch die 

Rücksicht auf die Belange der übrigen Teile des Bundesstaates verlangt (zum Vorstehen­

den: Bundesverfassungsgericht, Urt. v. 27. 7.1971, 2 BvF 1/68, juris, Rn. 82). 

Diese Grundsätze werden durch das von der Volksinitiative geplante Vorgehen verletzt. Der 

Volksinitiative ist die Normenkollision zwischen ihrem Gesetzesentwurf zu Artikel 72 Absatz 

1 HV und den bundesverfassungsrechtlichen Vorgaben in Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und 

Satz 5 nicht nur - wie zuvor dargelegt - bekannt, sondern sie verfolgt mit dieser Normkolli­

sion mittelbar das langfristige Ziel einer Änderung der Regelungen in Artikel 109 Absatz 3 

GG, was insbesondere in der Begrür:idung ihres Gesetzesentwurfs, Seite 3, zum Ausdruck 

kommt: 
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„Ihre Verfassungsmäßigkeit [Anm. des Unterzeichners: Artikel 109 Absatz 3 GG] wurde bereits zu 

Zeiten ihrer Einführung von verschiedenen zivilge~ellschaftlichen Akteuren, Kommunal- und Lan­

desvertreter*innen bezweifelt.Oie Entwicklung seither hat die begründeten Vorbehalte nachdrück­

lich bestätigt und lässt eine heutige verfassungsrechtliche Überprüfung des Artikel 109 GG umso 

erfolgversprechender erscheinen. Die Beseitigung der Schuldenbremse aus der Hamburgischen 

Landesverfassung kann erheblich zu einer solchen Überprüfung, z.B. durch die Initiative mehrerer 

Bundesländer, beitragen." 

Ein solches Verhalten widerspricht jedoch dem Grundsatz des bundesfreundlichen Verhal­

tens, da die bundesstaatliche Verfassungsordnung des Grundgesetzes eigenständige Ver­

fahren für die Geltendmachung von verfassungsrechtlichen Zweifeln von Bestimmungen 

des Grundgesetzes bereitstellt: Zum einen steht es den Ländern frei, durch die Herbeifüh­

rung einer Bundesratsinitiative ein entsprechendes Gesetz zur Änderung des Grundgeset­

zes beim Bundestag einzupringen (Artikel 76 Absatz 1 Variante 3 GG). Zum anderen kön­

nen die Länder bei Zweifeln an der Verfassungsmäßigkeit des verfassungsändernden Ge­

setzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2248), mit dem die hier relevante Änderung von Artikel 

109 Absatz 3 GG herbeigeführt wurde, ein Verfahren nach Artikel 93 Absatz 1 Nummer 2 

GG, §§ 13 Nummer 6, 76 Absatz 1 Nummer 1 BVerfGG bei dem Bundesverfassungsgericht 

einleiten (vgl. zu verfassungsändernden Gesetzen als tauglicher Antragsgegenstand einer 

abstrakten Normenkontrolle: Bundesverfassungsgericht, Urt. v. 23.10.1951, 2 BvG 1/51, 

BVerfGE 1, 14, 32; Urt. v. 15.12.1970, 2 BvF 1/69, BVerfGE 30, 1, 16). Da aber alternative, 

verfassungskonf9rme Handlungsmöglichkeiten bestehen, verletzt es den Grundsatz des 

bundesfreundlichen Verhaltens, vorsätzlich und in Ansehung der Normenkollision eine lan­

desverfassungsrechtliche Regelung im Widerspruch zu einer Regelung des Grundgesetzes 

in Kraft zu setzen, um über die Folgen dieser Normkollision eine politische Debatte auf Bun­

desebene zu der grundgesetzlichen Regelung und eine entsprechende Änderung des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

dd) Folgen der Streichung der Ausnahmeregelungen in Artikel 72 Absatz 2 und Ab­

satz 3 HV 

Soweit das Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative eine Streichung der Aus­

nahmemöglichkeit für eine von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung 

(Artikel 72 Absatz 2 HV) sowie für Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituatio­

nen (Artikel 72 Absatz 3 HV) zur Folge hätte, führt dies zwar nicht zu einem Verstoß gegen 

Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG oder sonstiges höherrangiges Recht, beschränkt aber im 

Ergebnis die Kompetenzen von Senat und Bürgerschaft zur haushaltsrechtlichen Berück­

sichtigung von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen. 
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Die Länder sind nicht verpflichtet, die durch Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG gestatteten 

Ausnahmemöglichkeiten in die Landesverfassungen oder das einfache· Landesrecht zu 

übernehmen („die Länder können"). Insbesondere eine Pflicht, solche Ausnahmen auf lan­

desverfassungsrechtlicher Ebene auszugestalten, besteht nicht. Einige andere Länder ha­

ben die Schuldenbremse auch nur auf Ebene des einfachen Rechts in Landesrecht über­

führt (vgl. § 18 Landeshaushaltsordnung Baden-Württemberg, Artikel 18 der Bayerischen 

Landeshaushaltsordnung LHO, §§ 18 bis 18b Landeshaushaltsordnung Brandenburg, § 18 

Landeshaushaltsordnung Nordrhein-Westfalen). Die Streichung der verfassungsrechtlichen 

Ausnahmeregelungen in Artikel 72 Absatz 2 und. Absatz 3 HV hätte insofern nur zur Folge, 

dass entsprechende Ausnahmen nicht mehr in der Hamburgischen Verfassung vorgesehen 

sind. 

Ausnahmen für eine von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung im 

Sinne des Artikel 72 Absatz 2 HV wären auch nach dessen Streichung einfachgesetzlich . 

und in Übereinstimmung mit Artikel 109 Absatz 3 GG durch § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 

der Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 17. Dezember 2013 

(HmbGVBI. S. 503, zuletzt geändert am 27. Oktober 2019, HmbGVBI. S. 408, 409, hiernach: 

LHO) i.V.m. § 27 Absatz 3 Nummer 2 LHO für die Berücksichtigung konjunktureller Schwan­

kungen zulässig. 

Es gäbe jedoch nach einem Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative keine 

einfachgesetzliche Ausnahmeregelung mehr für „Naturkatastrophen oder außergewöhnli­

che Notsituationen" im Sinne des Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 GG. Denn der 

einfachgesetzlichen Ausnahmeregelung in § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 LHO i.V.m. § 27 

Absatz 3 Nummer 3 LHO würde durch die Streichung von Artikel 72 Absatz 3 HV die not­

wendige tatbestandlichen Voraussetzung einer „Feststellung nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 

1 HV" fehlen, wodurch diese Regelung nicht mehr angewendet werden könnte: 

Der nach der Gesetzesvorlage der Volksinitiative zu streichende Artikel 7,2 Absatz 3 HV 

sieht vor (Hervorhebung durch den Unterzeichner): 

1Bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle cjer Freien 

und Hansestadt Hamburg entziehen und deren Finanzlage erheblich beeinträchtigen, kann von 

Absatz 1 abgewichen werden, wenn die Bürgerschaft das Vorliegen eines solchen Falles mit einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen feststellt. 2Die Abweichung ist mit einer 

Tilgungsregelung zu verbinden. 3Die Kredite sind binnen eines angemessenen Zeitraums zurück­

zuführen. 
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In § 28 Absatz 2 Satz 1 LHO ist geregelt (Hervorhebung durch den Unterzeichner): 

(2) 1Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten dürfen nur veranschlagt werden zur Finanzie­

rung 

1. der Tilgung von Krediten, 

2. des Fehlbetrags nach § 27 Absatz 3 Nummer 2 und 

3. (entfällt) 

4. des Bedarfs nach § 27 Absatz 3 Nummer 3 zweiter Halbsatz. 

§ 27 Absatz 3 Nummer 3 LHO regelt (Hervorhebung durch den Unterzeichner) 

„(3) Die Aufwendungen des Gesamtergebnisplans dürfen die Erträge in dem Umfang übersteigen, 

in dem folgende Voraussetzungen entweder einzeln oder gemeinsam vorliegen: [„ .) 

3. durch Gesetz wurde bestimmt, dass der Fehlbetrag auf Grund einer Feststellung nach Artikel 

72 Absatz 3 Satz 1 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg notwendig ist; in 

diesem Gesetz ist außerdem festzulegen, in welcher Höhe eine Kreditaufnahme gerechtfer­

tigt ist, wie die notsituationsbedingte bilanzielle Vorbelastung ausgeglichen und wie die 

Schulden getilgt werden sollen." 

Die Regelung in § 27 Absatz 3 Nummer 3 LHO nimmt demnach Bezug auf die Notsituati­

onsausnahmeregelung in Artikel 72 Absatz 3 HV, nach der die Bürgerschaft das Vorliegen 

eines solchen Falls mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen feststellt. 

Da Artikel 72 Absatz 3 HV durch das Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative 

entfallen würde, fehlte für die Anwendung von § 27 Absatz 3 Nummer 3 LHO - und damit 

für die Kreditaufnahme in § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 LHO - eine notwendige tatbe­

standliche Voraussetzung. 

Diese Folge des lnkrafttretens des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative beschränkt im Er­

gebnis die Kompetenzen von Senat und Bürgerschaft zur haushaltsrechtlichen Berücksich­

tigung von 11 Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen". Zwar liegt hierin 

kein Verstoß gegen höherrangiges Recht, jedoch führt dies zu einer erheblichen Beschrän­

kung der haushaltspolitischen Kompetenzen der Bürgerschaft [hierzu im Folgenden unter 2. 

d)]. 
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b) Verstoß gegen den Grundsatz der Abstimmungsklarheit 

Die Volksinitiative verstößt gegen den aus dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip (Arti­

kel 3 Absatz 1 HV) folgenden Grundsatz der Klarheit und Wahrheit von Gegenständen des 

Volksgesetzgebungsverfahrens. 

Volksinitiativen müssen das Gewollte unmissverständlich zum Ausdruck bringen und hinrei­

chend bestimmt sein. Da den Stimmberechtigten lediglich eine Zustimmung oder Ablehnung 

möglich ist und für Nachfragen oder Formulierungsänderungen kein Raum ist, müssen 

Volksinitiativen aus sich selbst heraus eindeutig und klar verständlich sein (vgl. Hamburgi­

sches Verfassungsgericht, Urt. v. 30.11.2005, 16/04, juris, Leitsätze 3a und 3e, Rn. 78). Für 

die erforderliche Auslegung ist dabei auf den Blickwinkel eines objektiven Betrachters ab­

zustellen. Die Begründung für den Abstimmungsvorschlag kann für die Auslegung herange­

zogen werden, wenn und soweit sie im zeitlichen Zusammenhang mit der Unterschriften­

sammlung veröffentlicht und dem Text beigegeben worden ist (Hamburgisches Verfas­

sungsgericht, Urt. v. 30.11.2005, a.a.O., Rn. 78). Hat das Verfahren - wie die vorliegende 

Volksinitiative - einen Gesetzesentwurf zum Gegenstand, fordert ergänzend das aus dem 

Rechtsstaatprinzip abgeleitete Gebot der Normenklarheit, dass die Bürger die Rechtslage 

erkennen können (vgl. Hamburgisches Verfassungsgericht, Urt. v. 27.4.2007, 4/06, juris, 

Rn. 135; Urt. v. 13.10.2016, 2/16, juris, Rn. 217). Eine der Sachlage zuwiderlaufende Ge­

setzesgestaltung, die die wahren Absichten des Gesetzgebers verschleiert, verstößt dem­

gegenüber gegen das Rechtsstaatsprinzip (vgl. Hamburgisches Verfassungsgericht, 

Urt. v. 27.4.2007, a.a.O., Rn. 135). 

Diese verfassungsrechtlichen Voraussetzungen werden von der vorliegenden Volksinitiative 

· nicht erfüllt. Ihr Gesetzesentwurf und ihre Begründung verursachen die Gefahr eines Irrtums 

der Stimmberechtigten über die Änderungen von Artikel 72 Absatz 1 HV [hierzu unter aa)] 

sowie die Gefahr eines Irrtums der Stimmberechtigten über den Fortbestand der landes­

rechtlichen Ausnahmen vom Verbot der Nettokreditaufnahme nach Artikel 109 Absatz 3 

Satz 2 GG [hierzu unter bb)]. Schließlich erzeugen der Kurztitel, das Logo sowie die ersten 

vier Absätze des Begründungstextes der Volksinitiative die Gefahr eines Irrtums der Stimm­

berechtigten über die Gesamtwirkung des Gesetzesentwurfs [hierzu unter cc)]. 

aa) Irreführung der Stimmberechtigten hinsichtlich Artikel 72 Absatz 1 HV 

Der Gesetzesentwurf der Volksinitiative suggeriert durch das „Zurückversetzen" von Artikel 

72 Absatz 1 HV in die Fassung, die dieser bis zum 31. Dezember 2019 hatte, dass diese 

Verfassungsänderung der Freien und Hansestadt Hamburg wieder ermöglichen wird, „bei 

außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken Geld 
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im Wege des Kredits" zu beschaffen. Ohne eine Kenritnis der verfassungsrechtlichen Zu­

sammenhänge - insbesondere, dass Artikel 72 Absatz 1 HV in dieser Form durch Artikel 

109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG derogiert würde - kann für die Stimmberechtigten auf 

der Grundlage der Lektüre des Gesetzesentwurfs der Eindruck entstehen, dass das von 

Volksinitiative vorgeschlagene Gesetz im Fall seines lnkrafttretens der Freien und Hanse­

stadt wieder eine Nettokreditaufnahme gestatten würde, was tatsächlich aber nicht der Fall 

ist. 

Verstärkt wird diese bereits aus der Lektüre des Gesetzesentwurfs folgende Fehlvorstellung 

der Stimmberechtigten durch die Begründung des Gesetzesentwurfs. In der Begründung 

(„Einzelbegründung" „Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a)", Seite 5) ist nämlich missver­

ständlich das Folgende ausgeführt [Hervorhebung durch den Unterzeichner]: 

„Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a) fasst Artikel 72 Absatz 1 neu, in der Form, wie er von 1952 bis 

2012 bestand. Artikel 72 Absatz 1 normiert den Grundsatz der Möglichkeit, bei außergewöhnli­

chem Bedarf den Haushaltsausgleich auch durch Krediteinnahmen zu gewährleisten. Hiermit wird 

das für die Länder geltende grundsätzliche Nettokreditaufnahmeverbot des Artikels 109 Absatz 3 

Satz 1 GG in Form eines zusätzlichen Landesverfassungsgrundsatzes aufgehoben." 

Durch die missverständliche Formulierung - insbesondere durch den Einschub der Wörter 

„in Form eines zusätzlichen Landesverfassungsgrundsatzes" erst am Satzende - kann die 

irrige Annahme bei Stimmberechtigten entstehen, dass durch den Gesetzesentwurf der 

Volksinitiative das Nettokreditaufnahmeverbot des Artikels 109 Absatz 3 Satz 1 GG aufge­

hoben werden kann. 

Wie zuvor dargelegt, ist beides jedoch tatsächlich nicht der Fall, da Artikel 72 Absatz 1 HV 

in der Fassung des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative nach seinem Inkrafttreten wegen 

Verstoßes gegen Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG durch diese Vorschrift derogiert 

werden würde. Dies räumt die Volksinitiative an anderer Stelle der Begründung auch selbst 

ein, indem sie im Allgemeinen Teil der Begründung (Seite 2) ausführt: 

„Mit der Streichung der Schuldenbremsen-Regelung aus der Hamburger Verfassung ist leider 

noch nicht direkt gegeben, dass die Stadt Hamburg sofort die nötigen Investitionen auch gegebe­

nenfalls kreditfinanziert tätigen kann, da dies weiterhin durch die Regelung zur Schuldenbremse 

im GrundQesetz (Artikel 109), eingeführt 2009, als höherrangiges und unmittelbar geltendes Recht 

auch für die Bundesländer verboten wäre." 

Dieser Widerspruch zwischen dem Wortlaut des Gesetzesentwurfs und der tatsächlichen 

Rechtslage nach dem Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs ist mit dem Grundsatz der Klarheit 

und Wahrheit von Gegenständen des Volksgesetzgebungsverfahrens nicht vereinbar. 
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Ohne Kenntnisse der finanzverfassungsrechtlichen Regelungen im Grundgesetz ist für die 

Stimmberechtigten nicht erkennbar, wie sich die Rechtslage nach Inkrafttreten des Geset­

zesentwurfs der Volksinitiative darstellen würde. Insbesondere ist nicht auszuschließen, 

dass einige Stimmberechtigte auf der Grundlage des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative 

sowie eines Teils der Begründung irrtümlich annehmen, dass nach dem Inkrafttreten des 

zur Abstimmung gestellten Gesetzes künftig die Freie und Hansestadt Hamburg wieder „bei 

außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken Geld~ 

mittel im Wege des Kredits beschaffen" könnte. 

In einem zentralen Regelungsinhalt ist die Gesetzesvorlage demnach geeignet, einen Irrtum 

der Stimmberechtigten über rechtliche Tatsachen herbeizuführen, der ausschlaggebend für 

eine Eintragung im Rahmen des Volksbegehrens bzw. einer Stir:nmabgabe im Rahmen ei­

nes Volksentscheids sein kann. 

Dass die Volksinitiative die Normkollision ihres Gesetzesentwurfs zu Artikel 72 Absatz 1 HV 

mit Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG in der Begründung selbst einräumt, heilt die 

Verletzung des Gebots der Abstimmungsklarheit nicht. Der entsprechende Begründungs­

abschnitt trägt vielmehr zur weiteren Verunklarung bei, da dieser insoweit nicht von der Wie­

dereinführung von Artikel 72 Absatz 1 HV in seiner bis zum 31. Dezember 2019 geltenden 

Fassung, sondern allein von der „Streichung Schuldenbremsen-Regelung aus der Hambur­

ger Verfassung" spricht. 

Soweit die Volksinitiative in der Begründung ihres Gesetzesentwurfs (Seite 3) darauf ver­

weist, dass die „Beseitigung der Schuldenbremse aus der Hamburgischen Landesverfas­

sung [ ... ] erheblich zu einer [verfassungsrechtliche Überprüfung] des Artikel 109 GG, z.B. 

durch .die Initiative mehrerer Bundesländer, beitragen [kann]" und dass die „Streichung der 

Schuldenbremse aus der Hamburgischen Landesverfassung [ ... ] auch entscheidende Be­

deutung dafür [hat], zivilgesellschaftliche Akteure, die auf Grundlage der verfassungsmäßi­

gen Grundsätze für die Allgemeinwohlentwicklung und die Verwirklichung der dringend nö­

tigen Investitionen für eine lebendige, gerechte und menschenwürdige soziale, kulturelle 

und wirtschaftliche Entwicklung der Stadt eintreten, in diesem Engagement zu bekräftigen", 

rechtfertigen auch diese - den Grundsatz des bundesfreundlichen Verhaltens verletzenden 

- Ziele nicht, dass Stimmberechtigte einem Irrtum hinsichtlich der Wirkung des ihnen vorge­

legten Gesetzesentwurfs zu Artikel 72 Absatz 1 HV unterliegen können. 

Eine Volksinitiative, die wissentlich einen Gesetzesentwurf vorlegt, der in einem zentralen 

Teil (hier Artikel 72 Absatz 1 HV) wegen Vßrstoßes gegen höherrangiges Recht nicht zur 

Anwendung kommen kann, und diese Normenkollision für die Initialisierung einer politischen 
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Debatte auf der Ebene des Bundes zu instrumentalisieren sucht, verstößt nicht nur gegen 

den verfassungsrechtlichen Grundsatz des bundesfreundlichen Verhaltens, sondern auch 

gegen das verfassungsrechtliche Gebot der Klarheit und Wahrheit von Gegenständen des 

Volksgesetzgebungsverfahrens. 

bb) Irreführung der Stimmberechtigten hinsichtlich der Ausnahmeregelungen 

Die Begründung des Gesetzesentwurfs ist ferner geeignet, einen Irrtum der Stimmberech­

tigten über den Fortbestand von landesrechtlichen Ausnahmemöglichkeiten vom Verbot der 

Nettokreditaufnahme nach Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG herbeizuführen. 

Wie zuvor dargelegt, hätte das Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative eine 

Streichung der in Artikel 72 Absatz 2 und Absatz 3 HV vorgesehenen Regelungen zur Aus­

nahmen vom Verbot der Nettokreditaufnahme im Fall einer von der Normallage abweichen­

den konjunkturellen Entwicklung (Artikel 72 Absatz 2 HV) sowie der Ausnahmemöglichkeit 

für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen in Artikel 72 Absatz 3 HV zur 

Folge. Hierzu ist in der Begründung des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative unter anderem 

im allgemeinen Teil (Seite 4) ausgeführt (Hervorhebung durch den Unterzeichner): 

„Jede damals mit in die Verfassung übernommene Ausnahmeregelung oder Ähnliches wird durch 

die Streichung aus der Hamburger Verfassung nicht berührt da sie .nach wie vor, solange der 

Artikel 109 GG weiter bestehen sollte, grundgesetzlich den Ländern ermöglicht bleibt und bei Be­

darf auch in nachrangigem Landesrecht geregelt werden kann." 

Ferner ist in der Begründung im Besonderen Abschnitt „Wesentlipher Inhalt des Volksent­

scheids" (Seite 4) ausgeführt (Hervorhebung durch den Unterzeichner): 

Mit dem vorgeschlagenen Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der Hamburgischen 

Landesverfassung: [„.] 

Werden alle Haushaltsvorschriften, Berechnungsspielräume und Ausnahmeregelungen 

zur Schuldenbremse aus Artikel 72 der Landesverfassung für die Dauer des Fortbestan­

des von Artikel 109 GG entweder durch diesen unmittelbar garantiert oder durch die 

Möglichkeit zur Regelung in nachrangigem Landesrecht unberührt gelassen." 

Im Abschnitt „Einzelbegründung zur Änderung der Verfassung der FHH" (Seite 5) ist ferner 

ausgeführt: 

„Die Ausnahmeregelungen gelten davon ungeachtet fort, solange Artikel 109 GG in bisheriger 

Form fortbesteht oder können bei Bedarf in nachrangigem Hamburger Landesrecht geregelt wer­

den". 
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Diese unwahren Behauptungen sind geeignet, einen erheblichen Irrtum der Stimmberech­

tigten über den Fortbestand der Ausnahmeregelungen im Sinne des Artikel 109 Absatz 3 

Satz 2 GG im Hamburgischen Landesrecht zu verursachen. Durch die Lektüre dieses Be­

gründungsabschnitts kann bei einem rechtsunkundigen Leser der Eindruck entstehen, dass 

die Ausnahmeregelungen trotz ihrer Streichung~n in beiden Fällen ohne weiteres möglich 

bleiben. Dies ist jedoch tatsächlich nicht der Falf. 

Wie zuvor dargelegt, wären zwar Ausnahmen für eine von der Normallage abweichenden 

konjunkturellen Entwicklung im Sinne des Artikel 72 Absatz 2 HV auch nach dessen Strei­

chung einfachgesetzlich und in Übereinstimmung mit Artikel 109 Absatz 3 GG durch § 28 

Absatz 2Satz1 Nummer 2 LHO i.V.m. § 27 Absatz 3 Nummer 2 HVfür die Berücksichtigung 

konjunktureller Schwankungen zulässig. 

Es gäbe jedoch - wie zuvor dargelegt - nach einem Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs der 

Volksinitiative keine einfachgesetzliche Ausnahmeregelung mehr für „Naturkatastrophen o­

der außergewöhnliche Notsituationen" im Sinne des Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 

GG, da die einfachgesetzliche Ausnahmeregelung in § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 LHO 

i.V.m. § 27 Absatz 3 Nummer 3 LHO durch die Streichung von Artikel 72 Absatz 3 HV die 

notwendige tatbestandlichen Voraussetzung einer „Feststellung nach ~rtikel 72 Absatz 3 

Satz 1 HV" fehlen würde und diese somit nicht mehr angewendet werden könnte. Ohne eine 

entsprechende Anpassung der§§ 27 und 28 LHO, die der Gesetzesentwurf der Volksinitia­

tive nicht vorsieht, besteht demnach keine nutzbare einfachgesetzliche Ausnahmeregelung 

für Notsituationen im Sinne des Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 GG. 

Dass eine umfassende Rechtsänderung von § 27 Absatz 3 LHO und § 28 Absatz 2 LHO 

erforderlich wäre, um die Ausnahmen für Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Not­

situationen zu schaffen, wird aber durch die zuvor zitierten Begründungsabschnitte des Ge­

setzesentwurfs verschleiert. Denn in der Begründung (Allgemeiner Teil, Seite 4) ist hierzu 

zunächst ausgeführt [Hervorhebung durch den Unterzeichner], dass jede „damals mit in die 

Verfassung übernommene Ausnahmeregelung oder Ähnliches" durch die Streichung aus 

der Hamburger Verfassung nicht berührt [wird], da sie nach wie vor, solange der Artikel 109 

GG weiter bestehen sollte, grundgesetzlich den Ländern ermöglicht bleibt[ ... ]. Erst versteckt 

im nächsten Halbsatz ist angeführt, dass diese „bei Bedarf auch in nachrangigem Landes­

recht geregelt werden" [können]. Um von der Streichung aber tatsächlich nicht berührt zu 

werden, müsste der Ausnahmetatbestand für die Naturkatastrophen oder außergewöhnli­

chen Notsituationen in der Landeshaushaltsordnung zwingend geregelt werden. Zutreffend 
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müsste es hier also heißen, dass einfachgesetzliche Ausnahmeregelungen umgehend an­

gepasst werden müssten, was der Gesetzesentwurf selbst wiederum nicht vorsieht. 

Auch im Begründungsabschnitt zu dem „,wesentlichen Inhalt des Volksentscheids" findet 

sich eine ähnlich irreführende Ausführung. Soweit dort ausgeführt ist [Seite 4, Hervorhebung 

durch den Unterzeichner], dass „alle Haushaltsvorschriften, Berechnungsspielräume und 

Ausnahmeregelungen zur Schuldenbremse aus Artikel 72 der Landesverfassung für die 

Dauer des Fortbestandes von Artikel 109 GG entweder durch diesen unmittelbar garantiert 

oder durch 'die Möglichkeit zur Regelung in nachrangigem Landesrecht unberührt gelassen" 

werden, ist dies hinsichtlich der behaupteten „unmittelbaren Garantie durch Artikel 109 GG" 

wahrheitswidrig, da - wie zuvor dargelegt die durch Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG gestat­

teten Ausnahmemöglichkeiten ohne eine landesrechtliche Umsetzung nicht genutzt werden 

können. Artikel 109 Absatz 3 Satz 2 GG garantiert gerade nicht iri „unmittelbarer" Weise 

Ausnahmeregelungen. 

Entsprechendes gilt für die Ausführung in der „Einzelbegründung" (Seite 5), „[d]ie Ausnah­

meregelungen gelten davon ungeachtet fort, solange Artikel 109 GG in bisheriger Form fort­

besteht oder können bei Bedarf in nachrangigem Hamburger Landesrecht geregelt werden". 

Die wesentliche Ausnahmereglung für Naturkatastrophen und außergewöhnliche Notsitua­

tionen würde tatsächlich jedoch sofort entfallen. 

cc) Irreführung der Stimmberechtigten durch Titel, Logo und den ersten Begrün­

dungsabsatz 

Der Kurztitel, das Logo der Volksinitiative sowie die . ersten vier Absätze des Begrün­

dungstextes verursachen die konkrete Gefahr eines Irrtums der Stimmberechtigten über die 

Wirkung des Gesetzesentwurfs der Volksinitiative, da diese den Gegenstand der Volksiniti­

ative und ihren Gesetzesentwurf nicht - wie rechtlich erforderlich - sachlich, zutreffend und 

vollständig umschreiben, sondern die Fehlvorstellung der Stimmberechtigten hervorrufen 

können, dass das Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs unmittelbar die Möglichkeit für die 

Bürgerschaft eröffnen würde, kreditfinanzierte, wohlfahrtsfördernde Maßnahmen zu be­

schließen. 

Bereits der Kurztitel („VOLKSENTSCHEID SCHULDENBREMSE STREICHEN!") und das 

Logo der Volksinitiative, dem die Textzeile „Soziale Wohlentwicklung, jetzt: demokratisch, 

zivil, für Alle" beigefügt ist, umschreiben den Gegenstand der Volksinitiative und die mögli­

che Wirkung ihres Gesetzesentwurfs im' Fall des lnkrafttretens nicht zutreffend. Dabei kann 
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noch als unbeachtlicher redaktioneller Irrtum gewertet werden, dass im derzeitigen Verfah­

rensstadium gerade kein „Volksentscheid" vorliegt. Viel schwerer wiegt allerdings, dass der 

Titel und das Logo mit seiner textlicher Beschriftung den irrigen Eindruck bei den Stimmbe­

rechtigten erzeugen können, dass die mit dem Gesetzesentwurf der Volksinitiative be­

zweckte Änderungen von Artikel 72 HV geeignet sind, der Bürgerschaft zu ermöglichen, zur 

Steigerung der allgemeinen Wohlfahrt („Soziale Wohlentwicklung") kreditfinanzierte Ausga­

ben zu beschließen. Eine solche Fehlvorstellung der Stimmberechtigten wird wiederum 

maßgeblich durch die ersten vier Absätze des Begründungstextes (Seite 2) gefördert: 

„Ein besseres Leben für Alle ist möglich. Dafür sind dringend nötig: massive staatliche Investitio­

nen in Bildung, Kultur, Gesundheit, Mobilität, Wohnen, Energie und Infrastruktur, würdige Arbeits­

verhältnisse, die Regulierung der Finanzwirtschaft und Umverteilung von Oben nach Unten für 

eine lebendige demokratische Gesellschaftsentwicklung zum Wohle Aller, international solidari­

sches und nachhaltiges Wirtschaften und einen kulturell erfreulicheren Alltag. 

Die Schuldenbremse verbietet dem Staat jedoch, bedarfsorientiert für sinnvolle Ausgaben Kredite 

aufzunehmen. Sie wurde 2012 in die Hamburger Verfassung geschrieben - wirksam ab 2020, 

aber durch eine Übergangsregelung zur Ausgabenkürzung bereits seit 2013. 

Durch sie werden die Folgen der „Finanzkrise" der Bevölkerung aufgebürdet, indem weniger Mittel 

für soziale Ausgaben zur Verfügung stehen. So wird die soziale Ungleichheit weiter verschärft, die 

demokratische Partizipation beschnitten, die öffentliche Infrastruktur (Bildung, Kultur, Gesundheit, 

Soziales) in ihrer Substanz gefährdet, die konkurrenzhaft unproduktive Rangelei um künstlich ver­

knappte Mittel gesteigert und damit die internationalen Beziehungen erheblich belastet. Gleichzei­

tig wird die unregulierte Bankenmacht weitgehend unangetastet gelassen. 

Wir, Hamburgerinnen und Hamburger aus aller Welt, sagen deshalb: Schluss mit dieser Zerstö­

rung! Streichen wir die Schuldenbremse aus der Hamburger Verfassung. Für eine dauerhafte so­

ziale Wohlentwicklung, für eine menschenwürdige Zukunft, jetzt!" 

Erst in dem sich hieran anschließenden Text der Begründung des Gesetzentwurfs wird klar­

gestellt, dass die Streichung der Schuldenbremse aus der Hamburgischen Verfassung we­

gen der Regelung in Artikel 109 Absatz 1 Satz 1 und Satz 5 GG die geforderten Investitionen 

nicht im Wege der Kreditfinanzierung ermöglichen kann: 

„Mit der Streichung der Schuldenbremsen-Regelung aus der Hamburger Verfassung ist leider 

noch nicht direkt gegeben, dass die Stadt Hamburg sofort die nötigen Investitionen auch gegebe-
' 

nenfalls kreditfinanziert tätigen kann, da dies weiterhin durch die Regelung zur Schuldenbremse 

im Grundgesetz (Artikel 109), eingeführt 2009, als höherrangiges und unmittelbar geltendes Recht 

auch für die Bundesländer verboten wäre." 

Diese Klarstellung ist jedoch nicht auf dem für die Betrachtung maßgeblichen (vgl. Hambur­

gisches Verfassungsgericht, Urt. v. 30.11.2005, a.a.O., Rn. 78) Begründungsauszug auf der 
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Rückseite des Blatts der Unterschriftensammlung (Anlage ASt 4 und ASt 8) enthalten. Die­

ser Auszug enthält nämlich nur die. ersten vier Absätze des Begründungstextes, die die be­

schriebene Fehlvorstellung maßgeblich unterstützen. 

2. Überschreitung der Grenzen des Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV 

Der Gesetzesentwurf der Volksinitiative wahrt die Grenzen des Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 

HV nicht, da er in unzulässiger Weise mittelbar auf eine Änderung von Artikel 109 Absatz 3 

Satz 1 und Satz 5 GG gerichtet ist [hierzu unter a)] u.nd gegen den Haushaltsvorbehalt nach 

Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 2 HV verstößt [hierzu unter b)]. 

a) Unzulässige Bundesratsinitiative (Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 1 HV) 

Die Volksinitiative bezweckt in unzulässiger Weise mittelbar eine Änderung von Artikel 109 

Absatz 3 Sätze 1 und 5 GG. 

Nach Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 1 HV können Bundesratsinitiativen nicht Gegen­

stand einer Volksinitiative sein. Diese Ausschlussvariante wurde mit Wirkung vom 24. De­

zember 2008 durch das Elfte Gesetz zur Änderung der Verfassung der Freien und Hanse­

stadt Hamburg vom 16. November 2008 (HmbGVBI. S. 431) in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 

HV eingeführt. Nach der Begründung zum Gesetzesentwurf sollte .durch die Aufnahme von 

Bundesratsinitiativen in den Ausschlusskatalog des Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV Rechts­

klarheit hinsichtlich der Beschränkung auf Gegenstände des Landesrechts geschaffen wer­

den (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drs. 19/1476, S. 3). Zugleich wurde 

· mit dem verfassungsändernden Gesetz vom 16. November 2008 in Artikel 50 Absatz 1 Satz 

1 HV unter anderem die bestehende Zuständigkeitsregelung „im Rahmen der Zuständigkeit 

derBürgerschaft" gestrichen. In der Begründung zum Gesetzesentwurf ist hierzu zutreffend 

ausgeführt, dass die Hamburger Verfassung als Landesverfassung ohnehin keine über die 

Zuständigkeit der Freien und Hansestadt Hamburg hinausgehenden Kompetenzen verlei­

hen könne (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drs. 19/1476, S. 3). Beides 

erhellt die im Übrigen aus der grundgesetzlichen Kompetenzordnung zwischen dem Bund 

und den Ländern folgende Regel, dass die Instrumente der Volksgesetzgebung in Artikel 50 

HV notwendig auf die Gegenstände der Hamburgischen Landesgesetzgebung beschränkt 

sind (vgl. zum Fall einer fehlenden Landesgesetzgebungskompetenz für den Gegenstand 

einer Volksinitiative: Hamburgisches Verfassungsgericht, Urt. v. 7.5.2019, 4/18, juris, 

Rn. 70). Für Änderungen des Bundesrechts, insbesondere auch des Grundgesetzes, sind 

nach der verfassungsrechtlichen Ordnung des Grundgesetzes die Gesetzgebungsorgane 

des Bundes in den dafür vorgesehenen Verfahren zuständig. 



- 32 von 36 -

Die vorliegende Volksinitiative verletzt diese Kompetenzordnung in mittelbarer Weise. Zwar· 

hat der Gesetzesentwurf der Volksinitiative ausschließlich die Änderung der Hamburgischen 

Verfassung zum Gegenstand. Allerdings strebt die Volksinitiative an, über die Erzeugung 

einer Normkollision zwischen dem Hamburgischen Verfassungsrecht und ~rtikel 109 Ab­

satz 3 Satz 1 und Satz 5 GG mittelbar auch eine Änderung der bundesverfassungsrechtli­

chen Regelungen in Artikel 109 Absatz 3 GG herbeizuführen, was ein unzulässiges Ziel 

eines Volksgesetzgebungsverfahrens nach Artikel 50 Absatz 1 HV ist. Dieses politische Ziel 

kommt insbesondere in der Begründung zum Gesetzesentwurf (Seite 3) zum Ausdruck: 

„Ihre Verfassungsmäßigkeit [Anm. des Unterzeichners: Artikel 109 Absatz 3 GG] wurde bereits zu 

Zeiten ihrer Einführung von verschiedenen zivilgesellschaftlichen Akteuren, Kommunal- und Lan­

desvertreter*innen bezweifelt. Die Entwicklung seither hat die begründeten Vorbehalte nachdrück­

lich bestätigt und läss.t eine heutige verfassungsrechtliche Überprüfung des Artikel 109 GG umso 

erfolgversprechender erscheinen. Die Beseitigung der Schuldenbremse aus der Hamburgischen 

Landesverfassung kann erheblich zu einer solchen Überprüfung, z.B. durch die Initiative mehrerer 

Bundesländer, beitragen." 

Hierdurch verfolgt die Volksinitiative in mittelbarer Weise ein am Maßstab des Artikel 50 

Absatz 1 HV unzulässiges Ziel. Der verfassungsrechtlich vorgesehene Weg wäre es, durch 

Herbeiführung einer Bundesratsinitiative ein entsprechendes Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes beim Bundestag einzubringen (Artikel 76 Absatz 1 Variante 3 GG). Die Be­

fassung einer Volksinitiative mit einem solchen Gegenstand ist jedoch nach der Hamburgi­

schen Verfassung (Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV) ausgeschlossen. Die grundgesetzlichen 

Regelungen zur sogenannten „Schuldenbremse" können aber auch nicht - wie von der 

Volksinitiative beabsichtigt - mittelbar und in Umgehung dieses Ausschlussgrundes zum· 

Gegenstand eines Hamburgischen Volksgesetzgebungsverfahrens gemacht werden. 

b) Verstoß gegen den Haushaltsvorbehalt (Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 2 HV) 

Der Gesetzesentwurf der Volksinitiative verstößt zudem gegen den Haushaltsvorbehalt in 

Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 2 HV. 

Nach Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 2 HV können Haushaltspläne nicht Gegenstand 

einer Volksinitiative sein (sog. Haushaltsvorbehalt). Der Ausnahmetatbestand „Haushalts­

pläne" wurde durch das Gesetz vom 16. November 2008 (HmbGVBI. S. 431) in den Aus­

schlusskatalog des Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV eingeführt und ersetzt die Vorgängerfas­

sung „Haushaltsangelegenheiten", um klarzustellen, dass auch finanzwirksame Vorlagen 

grundsätzlich Gegenstand einer Volksinitiative sein können (vgl. Bürgerschaft der Freien 
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und Hansestadt Hamburg, Drs. 19/1476, S. 3). Eine Änderung der Reichweite des Haus- . 

haltsvorbehalts in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV war damit jedoch nicht beabsichtigt (Schwill,· 

Der Haushaltsvorbehalt als Grenze zulässiger Plebiszite in den Ländern, in: DVBI. 2019, 

1241, 1243; v. Arnauld, in: Dressel/Fuchs/Warmke (Hrsg.), Direkte Demokratie in Hamburg 

2014, S. 15), weshalb an die bisherige Auslegung des verfassungsrechtlichen Haushalts­

vorbehalts in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV angeschlossen werden kann. 

Der Haushaltsvorbehalt wird in der Rechtsprechung des Hamburgischen Verfassungsge­

richts zu der Vorgängerfassung „Haushaltsangelegenheiten" in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 

HV weit ausgelegt: 

„Der mit Schaffung der Volksgesetzgebung in Hamburg im Rahmen des Ausschlusskataloges des 

Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV eingeführte Begriff der „Haushaltsangelegenheiten" beinhaltet zu­

nächst einen weiteren Anwendungsbereich des Finanztabus, als er mit dem bei Einführung der 

Volksgesetzgebung durch den Verfassungsausschuss der Bürgerschaft verworfenen Begriff 

„Haushalt" verbunden wäre. Dabei bedeutet die Aufnahme des Begriffes „Haushaltsangelegen­

heiten" in den Ausschlusskatalog des Artikel 50 Absatz 1 .Satz 2 HV nicht, dass jegliche Kosten­

wirksamkeit von Volksinitiativen diese unzulässig macht, da anderenfalls nur.wenig Raum für die 

Volksgesetzgebung bliebe. Die Bürgerschaft hat die haushaltsrechtliche Gesamtschau, ihr obliegt 

die Beschlussfassung über den Gesamthaushalt, eine wesentliche Beeinträchtigung des Haus­

haltsrechtes der Bürgerschaft soll mit dem Ausschlusskatalog des Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV 

verhindert werden. 

Wann jedoch das Haushaltsrecht der Bürgerschaft wesentlich beeinträchtigt wird, ist im Wege 

einer wertenden Gesamtbeurteilung zu entscheiden, bei der neben der absoluten und relativen 

Höhe der Kosten eines Volksbegehrens auch die Umstände des Einzelfalles einzubeziehen sind, 

wie z. B. die Art und Dauer der zu erwartenden Belastungen. In diesem Zusammenhang ist der 

vom Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zu der Schleswig-Holsteinischen Verfas­

sungslage betonte Gesichtspunkt der Notwendigkeit, die Leistungsfähigkeit von Staat und Ver­

waltung zu sichern, mit heranzuziehen (BVerfGE 102 S. 176, 187)" (Hamburgisches Verfassungs­

gericht, Urt. v. 22.4.2005, 5/04, juris, Rn. 105 f.) 

Das Hamburgische Verfassungsgericht hat dieses weite Verständnis des Haushaltsvorbe­

halts auch nach der tatbestandlichen Änderung von „Haushaltsangelegenheiten" in „Haus­

haltspläne" in Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 HV fortgesetzt und dabei insbesondere die verfas­

sungsrechtliche Ableitung des Haushaltsvorbehalts aus dem Demokratieprinzip hervorge- · 

hoben: 

„Zu den konkreten Auswirkungen des Demokratieprinzips gehört der Grundsatz der haushaltspo­

litischen Gesamtverantwortung des Parlaments (zum Begriff aus neuerer Zeit Verfassungsgericht 

Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 27.8.2015, LVerfG 1/14, NordÖR 2016, 55, juris, Rn. 102). Im 

System der repräsentativen Demokratie muss das Parlament über ein Mandat zur kohärenten 
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Verwirklichung seiner Politik verfügen, soll nicht der essentielle Zusammenhang zwischen der 

Wahl eines Parlaments und dem Zur-Verantwortung-gezogen-werden zerbrechen (Möstl, 

WDStRL 72 [2012], S. 355, 386 m.w.N.). Dies gilt indes nicht nur für die Feststellung des Haus­

halts durch das Parlament (ausführlich zu dessen verfassungsrechtlicher Verankerung BVerfG, 

Urt. v. 28.2.2012, 2 BvE 8/11, BVerfGE 130, 318, juris, Rn. 105). Vielmehr ist es grundlegender 

Teil der demokratischen Selbstgestaltungsfähigkeit im Verfassungsstaat, dass das Parlament 

dem Volk gegenüber verantwortlich über Einnahmen und Ausgaben entscheidet (aus neuerer Zeit 

BVerfG, Urt. v. 18.3.2014, 2 BvE 6/12, 2 BvR 1390/12, 2 BvR 1421/12, 2 BvR 1438/12, 2 BvR 

1439/12, 2 BvR 1440/12, 2 BvR 1824/12, BVerfGE 135, 317, juris, Rn. 161 m.w.N.; Urt. v. 

28.2.2012, 2 BvE 8/11, BVerfGE 130, 318, juris, Rn. 1p5). In Gefahr gerät der Zusammenhang 

zwischen Wahl und Verantwortung demnach nicht nur, wenn dem Parlament die Feststellung des 

Haushalts entzogen wird. Grundsätzlich tangiert ist die Budgetverantwortung auch durch andere 

finanzwirksamen Plebiszite, die zu einer Vorwegbindung des Haushaltsgesetzgebers führen (Mö­

stl, VVDStRL 72 [2012], S. 387). Der Haushaltsvorbehalt erstarkt im Ergebnis zu einem Finanz­

vorbehalt (vgl. lsensee, in: Hillgruber/Waldhoff, 60 Jahre Bonner Grundgesetz, 2010, S. 117, 131 ), 

der durch finanzwirksame Plebiszite tangiert, wenn auch nicht notwendig verletzt wird (auf diesen 

Unterschied weist Klatt, Der Staat 50 [2011], S. 3, 25 zu Recht hin) (Hamburgisches Verfassungs­

gericht, Urt. v. 13.10. 2016, 2/16, juris, Rn. 225). 

Gegenstand des Gesetzentwurfes der Volksinitiative ist zwar weder die Aufstellung noch die 

Änderung eines Haushaltsplans. Auch hat der Gesetzentwurf keine unmittelbaren Auswir­

kungen auf die Ausführung des Haushaltsplans. Dennoch würde die vorgeschlagene Ände­

rung die haushaltspolitische Gesamtverantwortun9 des Parlaments auf der Rechtsebene, 

die dem Beschluss eines konkreten Haushaltsplans vorgelagert ist, in einer verfassungs­

rechtlich unzulässigen Weise be'einträchtigen. 

Zu der haushaltspolitischen Gesamtverantwortung der Bürgerschaft zählt nämlich auch, 

dass diese sich selbst in einem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren demokratisch legiti­

mierte Regeln für die Aufstellung, die Ausführung und die Abrechnung des Haushaltsplans 

auferlegen kann, weil diese die Aufstellung des Haushaltsplans und die Steuerung der Ver­

waltung über haushaltspolitische Entscheidungen maßgeblich prägen. Mit diesem aus dem 

Budgetrecht des Parlaments abgeleiteten Gestaltungsrecht korrespondiert verfassungs­

rechtlich eine demokratische Verantwortlichkeit der Parlaments: Nicht nur für einzelne Haus­

haltspläne, sondern auch für den haushaltspolitischen Regelungsrahmen - rechtlich umge­

setzt in den Vorgaben der Artikel 66 ff. HV sowie in der Landeshaushaltsordnung - ist die 

Bürgerschaft gegenpber den wahlberechtigten Hamburgerinnen und Hamburger demokra­

tisch verantwortlich. Deshalb muss die Bürgerschaft auch für den verfassungsrechtlichen 

Regelungsrahmen des Haushaltsrechts über ein Mandat zur kohärenten Verwirklichung ei­

ner Haushaltspolitik verfügen. Dies gilt in besonderer Weise auch für Regelungen über den 

Haushaltsausgleich und die Kreditaufnahme. Das verfassungsrechtliche Rahmenrecht für 
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den Haushalt ist insofern ein Teil des aus dem Demokratieprinzip abgeleiteten umfassenden 

parlamentarischen Budgetrechts. Ebenso wie der Haushaltsplan selbst dem Instrument der 

Volksabstimmung nicht zugänglich sein kann (Artikel 50 Absatz1 Satz 2 Variante 2 HV), sind 

deshalb auch die verfassungsrechtlichen Bestimmungen zum Haushalts- und Finanzwesen 

vor einer Änderung durch Volksabstimmungen gesperrt. 

Für dieses Verständnis spricht maßgeblich auch, dass das Hamburgische Verfassungsge­

richt aus dem Demokratieprinzip und dem hieraus resultierenden Grundsatz der haushalts­

politischen Gesamtverantwortung des Parlaments abgeleitet hat, dass eine verfassungs­

rechtliche Öffnung der Volksgesetzgebung für den Gegenstand der Abgaben gegen das 

Demokratieprinzip verstößt (Hamburgisches Verfassungsgericht, Urt. v. 13.10. 2016, 2/16, 

juris, Rn .. 225). Es wäre ein Wertungswiderspruch, wenn die grundsätzliche Öffnung des 

Abgabenrechts für die Volksgesetzgebung einen unzulässigen Eingriff in das Haushalts­

recht der Bürgerschaft darstellte, die Änderung der verfassungsrechtlichen Bestimmungen 

zum Haushalt hingegen der Volksgesetzgebung offen stehen würde. 

Nach diesen Maßstäben verletzt der Gesetzesentwurf der Volksinitiative die im Haushalts­

vorbehalt des Artikel 50 Absatz 1 Satz 2 Variante 2 HV zum Ausdruck kommende, aus dem 

Demokratieprinzip abgeleitete haushaltspolitische Gesamtverantwortung der Bürgerschaft: 

Die zentralen Grundentscheidungen zur Umsetzung der Vorgaben des Artikel 109 Absatz 3 

GG in der Hamburgischen Verfassung (Artikel 72 HV) sollen durch den Gesetzesentwurf 

der Volksinitiative rückgängig gemacht werden. Das zur Umsetzung von Art 109 Absatz 3 

Satz 1 und Satz 5 in Artikel 72 Absatz 1 HV eingefügte Gebot, Einnahmen und Ausgaben 

grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen, würde - eine Normkollision mit 

Artikel 109 Absatz 3 Satz 1 und Satz 5 GG auslösend - durch die Vorgängerfassung des 

Artikel 72 Absatz 1 GG ersetzt werden. Die in Übereinstimmung mit Artikel 109 Absatz 3 

Satz 2 GG aufgenommenen Ausnahmeregelungen für abweichende konjunkturelle Entwick­

lungen in Artikel 72 Absatz 2 HV sowie für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Not-

. situationen in Artikel 72 Absatz 3 HV würden ersatzlos aus der Verfassung gestrichen. Eine 

besonders schwere Folge wäre hierbei, dass auch die einfachgesetzlichen Regelungen in 

§ 27 Absatz 3 Nummer 3 und § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 LHO für Naturkatastrophen 

oder außergewöhnliche Notsituationen nicht mehr anwendbar wären. Hierdurch würden die 

haushaltspolitischen Kompetenzen der Bürgerschaft gerade für den Fall von Naturkatastro­

phen oder Notsituationen in erheblichem Maße begrenzt. Der Rückgriff in diesen Fällen auf 

die mit der Gesetzesvorlage vorgeschlagene Altfassung des Artikel 72 Absatz 1 HV würde 

ausscheiden, da diese Vorschrift wegen ihres Verstoßes gegen Artikel 109 Absatz 3 Sätze 
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1 und 5 GG derogiert wäre. Es wäre der Bürgerschaft nicht mehr möglich, durch Beschluss 

nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 HV das Vorliegen einer Naturkatastrophe oder außerge­

wöhnlichen Notsituationen festzustellen, wodurch eine Anwendung von§ 28 Absatz 2 Satz 

1 Nummer 4 LHO i.V.m. § 27 Absatz 3 Nummer 3 LHO - ohne Änderung - nicht möglich 

wäre. 

Die Bürgerschaft wäre auch gehindert, ihre haushaltspolitische Gesamtverantwortung für 

den verfassungsrechtlichen Rahmen des Haushaltsrechts umgehend wieder wahrzuneh­

men und hierbei insbesondere die Normkollision mit dem Grundgesetz (Artikel 109 Absatz 

3 Satz 1 und Satz 5 GG) alsbald auszuräumen. Wie zuvor ausgeführt, tritt nämlich nach 

Artikel 50 Absatz 4 Satz 1 HV ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz, durch das 

ein vom Volk beschlossenes Gesetz aufgehoben oder geändert wird, nicht vor Ablauf von 

drei Monaten nach seiner Verkündung in Kraft tritt. Zudem können innerhalb dieser Frist 

zweieinhalb vom Hundert der Wahlberechtigten einen Volksentscheid über das Änderungs­

gesetz verlangen (Artikel 50 Absatz 4 Satz 2 HV), wodurch das Änderungsgesetz nicht vor 

Durchführung des Volksentscheids in Kraft treten würde (Artikel 50 Absatz 4 Satz 3 HV). 

C. Weiteres Verfahren 

Der Antragsteller bittet um einen richterlichen Hinweis, falls das Gericht die Rechtslage in 

einem für die Entscheidung maßgeblichen Punkt anders einschätzen sollte. 

Jan Pörksen 

(Staatsrat) 



Anlage ASt 1 

Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 
Erster Bürgermeister 

Vollmacht 

Für die verfassungsgerichtlichen Verfahren nach § 26 Absatz 1 des Volksabstimmungsge­

setzes im Zusammenhang mit der Durchfühnmg eines Volksbegehrens zu der „Volksinitia­

tive für ein Hamburger Gesetz zur Streichung der Schuldenbremse aus der Verfassung der 

Freien und Hansestadt Hamburg" wird 

Herrn Staatsrat Jan Pörksen 

Senatskanzlei 

Rathausmarkt 1 

20095 Hamburg 

Vertretungsvollmacht hach § 25 Absatz 4 des Gesetzes über das Hamburgische Verfas­

sungsgericht erteilt. Die Vollmacht erstreckt sich auf alle mit der Führung der Verfahren ver­

bundenen Verfahrensgegenstände und Prozesshandlungen. 

Hamburg, den 22.04.2020 

Dr. Peter Tschentscher 

Erster Bürgermeister 




